
lassen, ist dieses Argument seinem Grundgedanken 
nach richtig, in der Formulierung jedoch nicht völlig 
zutreffend. Die Entscheidungsgründe hätten statt dessen 
klar zum Ausdruck bringen müssen, daß hier zwei ver
schiedene Handlungen der Klägerin vorliegen, die recht
lich und moralisch objektiv auch verschieden zu beur
teilen sind, und daß es unzulässig ist, die rechtliche und 
moralische Beurteilung der einen Handlung (tatsäch
licher Kündigungsgrund) auf die andere Handlung (Ma
terialeinsparung) auszudehnen. Das Arbeitsgericht hat 
dennoch mit Recht der Klägerin die „Materialeinspa
rungsprämie“ für die Zeit vom 19. April bis 27. Mai 
1952, deren genaue Höhe sich aus der von dem Beklag
ten vorgelegten Berechnung ergab, zugesprochen.
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Berichtigung
ln dem Beitrag „Die Bearbeitung von Beschwerden im 

Rahmen der Allgemeinen Aufsicht" von Schmidt (NJ 1954 
S. 488, linke Spalte, 2. Abs.) findet sich die Bemerkung, daß im 
Falle der Pfändung unpfändbarer Gegenstände i. S. des § 811 
ZPO wegen einer Steuerschuld durch die Unterabteilung Ab
gaben beim Rat des Kreises der Rechtsbehelf der Erinnerung 
gemäß § 766 ZPO gegeben sei. Diese Darstellung beruht auf 
einem Irrtum. Vielmehr hat in einem solchen Fall der Be
troffene gemäß §§ 4, 3 Abs. 2 der 1. DB zur VO über die Rechte 
der Bürger im Verfahren der Erhebung von Abgaben vom 
4. Juli 1953 (GBl. S. 867) die Möglichkeit, sich binnen 14 Tagen 
bei der Unterabteilung Abgaben des Rates des Kreises zu be
schweren. Dje Redaktion
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